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Vielfältige Weiterbildungslandschaft erhalten

Mit dem WbG NRW verfügt Nordrhein-Westfalen seit dem 01.01.2022 über 
ein novelliertes Weiterbildungsgesetz. Es stärkt die Möglichkeiten aller in NRW 
lebenden Menschen an Weiterbildung teilzunehmen. Das WbG NRW soll ein 
Instrument bleiben, welches Zugangs- und Teilhabechancen eröffnet und 
zugleich die Anbieter*innen gemeinwohlorientierter Weiterbildung unterstützt – 
insbesondere dabei, Lehrende, Beratende sowie neben- und hauptamtlich 
Tätige wertschätzend und fair zu entlohnen. Sie leisten als Expert*innen einen 
unverzichtbaren Beitrag in Bereichen wie politischer Bildung, kultureller 
Bildung, Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE), Gesundheitsbildung, 
Sprachbildung, dem zweiten Bildungsweg, beruflicher Bildung, Familienbildung 
und allgemeiner Weiterbildung.

Förderung dynamisieren

Die Inflation und steigende Personalkosten der vergangenen Jahre haben zu 
erheblichen Mehrbelastungen geführt, die von den Trägern nicht aufgefangen 
werden können. In der Folge müssen Teilnahmebeiträge erhöht werden, was 
den Zugang erschwert. Um ein qualitativ hochwertiges und flächendeckendes 
Angebot zu sichern, ist eine stabile und verlässliche Förderung notwendig. 
Dazu gehört insbesondere eine gesetzlich verankerte Dynamisierung der Mittel. 
Diese sollte sich an der Inflation sowie den Tarifentwicklungen orientieren oder 
mindestens 3% betragen. Zudem müssen ausgesetzte Dynamisierungen der 
Jahre 2025 und 2026 sowie nicht ausgeglichene Kostensteigerungen der 
Vorjahre in Höhe von einmalig 5% kompensiert werden. Bereits 2021 stellte 
der Landtag fraktionsübergreifend fest, dass eine dauerhafte Dynamisierung für 
die Weiterbildung notwendig ist.1

Mitteleinsatz erleichtern

Die im WbG angelegten Steuerungsinstrumente – insbesondere 
Entwicklungspauschale und Innovationsfonds – bieten bereits gute 
Möglichkeiten, neue Zielgruppen zu erreichen und innovative Zugänge zu 
erproben. Ihre Wirkung kann durch mehrjährige Förderperspektiven gestärkt 
werden. Aktuell ist der Einsatz der Entwicklungspauschale an konkrete 
Bildungsmaßnahmen gebunden. Eine stärkere Entkopplung von einzelnen 
Maßnahmen und die Möglichkeit des Mitteleinsatzes als tatsächliche Pauschale 
würde die Ansprache neuer Zielgruppen erleichtern.

Vereinfachung von Verwaltungsverfahren

Der Bildungsscheck 2.0 ist ein wichtiges Instrument zur Senkung finanzieller 
Hürden in der beruflichen Weiterbildung und sollte unabhängig von EU-
Förderstrukturen fortgeführt werden. Gleichzeitig ist eine Vereinfachung der 
Verwaltungsverfahren erforderlich. Förderzusagen sollten für die Teilnehmenden 

1 Drucksache 17/14360
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-14360.pdf
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bereits vor Maßnahmenbeginn verbindlich erfolgen, um Planungssicherheit zu 
schaffen und Zugangshürden zu minimieren.

Investitionen ermöglichen

Lernorte der Weiterbildung benötigen eine räumliche Infrastruktur, welche die 
Bedürfnisse der unterschiedlichen Felder von Weiterbildung berücksichtigt. Die 
Nutzung dieser räumlichen Infrastruktur sollte daher gefördert werden. 
Bildungsstätten, Akademien und Tagungshäuser schaffen besondere Lernorte 
und sind ein zentraler Bestandteil der Weiterbildungsinfrastruktur. Um diese 
dauerhaft zu sichern, sind gezielte Investitionsprogramme für Erhalt und 
Modernisierung notwendig.

Weiterbildung muss für alle zugänglich sein, auch im Sinne der Inklusion. Das 
WbG NRW unterstreicht dieses Ziel. Daher braucht es eine gezielte Förderung 
von Investitionen in barrierearme Infrastruktur sowie entsprechende 
Qualifizierungsangebote.

Der digitale Wandel und Einsatz Künstlicher Intelligenz verändern Gesellschaft 
und Arbeitswelt grundlegend. Weiterbildung spielt eine Schlüsselrolle, um 
Menschen bei diesen Veränderungen zu begleiten und Zukunftskompetenzen zu 
vermitteln. Dafür braucht es zusätzliche Ressourcen für Qualifizierung des 
Personals sowie für den Ausbau digitaler Infrastruktur. Wir sprechen uns daher 
für die Einrichtung eines Sonderfonds für digitale Weiterbildung aus. 
Asynchrone Online-Angebote sollten unter klar definierten Regeln förderfähig 
im Sinne des WbG sein. Im Interesse eines qualitativ hochwertigen digitalen 
Angebots von Einrichtungen der gemeinwohlorientierten Weiterbildung sollte 
sich das Land NRW für eine Reform des Fernunterrichtsschutzgesetzes auf 
Bundesebene einsetzen.

Bildungszeit weiterentwickeln & flexibilisieren

Das Arbeitnehmerweiterbildungsgesetz ist eine sinnvolle Ergänzung des WbG. 
Um mehr Beschäftigten den Zugang zu Weiterbildung zu ermöglichen, sollte 
der Bildungsurlaub auch in Nordrhein-Westfalen weiterentwickelt und 
flexibilisiert werden. Dazu gehört insbesondere, den Anspruch auf kleinere 
Betriebe auszuweiten sowie auch kürzere und modular aufgebaute 
Weiterbildungsformate anzuerkennen. Ebenso sollten Qualifizierungen für 
ehrenamtlich Engagierte möglich sein. Die 500-km Grenze ist für Formate wie 
z.B. politische Bildung oder Sprachbildung nicht sachgerecht begründet und 
sollte aufgehoben werden. Eine Ausfallentschädigung für Arbeitgeber*innen 
kann dazu beitragen, die Akzeptanz in den Betrieben deutlich zu erhöhen und 
die Inanspruchnahme zu erleichtern. Um die Akzeptanz für die Möglichkeiten 
von Weiterbildung im Allgemeinen und insbesondere dem Bildungsurlaub zu 
steigern, sollte das Land eine Kampagne für diese Möglichkeit initiieren.
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Bundespolitik mitgestalten

Die Weiterbildung in Nordrhein-Westfalen steht vor zahlreichen 
Herausforderungen. Ein Teil dieser Herausforderungen ergibt sich durch 
bundespolitische Themen. Die Folgen des sog. „Herrenberg-Urteils“ sind 
derzeit nicht final absehbar. Die aktuellen Diskurse lassen befürchten, dass 
entweder eine Beschäftigung von freiberuflichen Dozierenden unmöglich wird 
oder die Träger der Weiterbildung einen erheblichen, zusätzlichen 
bürokratischen Aufwand zu tragen haben. Das Land NRW sollte sich 
bundespolitisch für eine zeitnahe gesetzliche Regelung einsetzen, welche die 
Bedürfnisse der Lehrenden in der Weiterbildung ebenso wie der 
Weiterbildungsträger berücksichtigt. Es ist notwendig eine Regelung zu 
schaffen, die weiterhin Selbstständigkeit in der Weiterbildung ermöglicht, die 
Rechtssicherheit bietet und unbürokratisch umsetzbar ist. Ebenso ist zu 
berücksichtigen, dass ein großer Teil der in der Weiterbildung tätigen 
Lehrkräfte, ihre Tätigkeit nebenberuflich ausübt und bereits eine Altersvorsorge 
hat. Ausnahmeregelungen für Dozierende, die geringfügig tätig sind, sollten 
möglich sein. Um die gemeinwohlorientierte Weiterbildung in NRW zu erhalten, 
sollte die Umstellung auf mögliche umfangreiche neue Verwaltungsaufgaben 
durch eine einmalige Landesförderung für zusätzlichen Personalaufwand und 
Softwareanschaffungen unterstützt werden.

Auch die teilweise Aussetzung von Zulassungen der Bewilligungen für die 
Teilnahme an Integrationskursen sowie die geplante Änderung der Kursformate 
führt zu großen Problemen. Neben den zugewanderten Menschen, für die der 
Wegfall eine Katastrophe bedeutet, verlieren auch die Träger der Maßnahmen 
– Unternehmen wie Beschäftigte – und letztendlich unsere gesamte 
Gesellschaft. Das Land NRW sollte sich weiterhin für eine Beibehaltung der 
bisherigen Kursformate sowie Teilnahmemöglichkeiten einsetzen.

Verabschiedet von der Mitgliederversammlung im Juli 2026
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